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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen (26. Ausschuß) 
über den Antrag der Fraktion der SPD 

- Nr. 118 der Drucksachen - 


betr.: Einheitlidie Regelung der Heimkehrerbctreuung. 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Pohl 

Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich dem Bundestag einen Gesetzentwurf 

über eine einheitliche Regelung der Heimkehrerbetreuung vorzulegen. 

Im Gesetz sind insbesondere felgende Grundsätze zu beachten: 

1. Es sind ein Entlassungsgeld und ein Überbrückungsgeld zu gewähren, die dem 
Heimkehrer die Anschaffung notwendiger Bekleidung ermöglichen und ihm für 
seine Erholungszeit den notwendigen Lebensunterhalt gewähren. 

2. Die Heimkehrer sind bei der Zuweisung von angemessenem Wohnraum mit den 
in den seitherigen Gesetzen bevorzugten Gruppen gleiclizusetzen. 

3. Der Heimkehrer hat grundsätzlidi Anspruch auf seinen alten Arbeitsplatz. Soweit 
dies nicht möglich ist, haben die Arbeitsämter ihm' bevorzugt Arbeit zu vermitteln. 

4. Im Falle der Arbeitslosigkeit erhält ein Heimkehrer eine Unterstützung, berechnet 
nach den Grundsätzen der Arbeitslosenversicherung und unter Zugrundelegung 
eines Wochenverdienstes von mindestens 48. — DM. 

5. Ruhe- und Wartegelder sowie Renten von Heimkehrern sind mit größter Be- 
schleunigung wieder zu gewähren. 

6. Den Heimkehrern ist in jedem Falle der Versicherungsschutz der Sozialversiche- 
rung zu gewähren. Bei der Krankenversicherung ist ein Grundlohn von mindestens 
200. — DM monatlich zugrunde zu legen. 

7. Soweit für die Schaffung neuer oder zur Sicherung bestehender Existenzen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, sind die Heimkehrer den Vertriebenen und Bomben- 
geschädigten gleichzustellen. 

8. Für die berufliche Ausbildung, Fortbildung und Umschulung der Heimkehrer ist 
besonders Sorge zu tragen. 

9. Im Rahmen der Steuergesetzgebung sind den Heimkehrern Vergünstigungen zu 
gewähren, die ihnen die Eingliederung ins wirtschaftliche Leben erleichtern. 

Bonn, den ii. November 1949 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 
Leddin, Pohl, 

Vorsitzender Berichterstatter 
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